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Perspektiven der Nachhaltigkeit für freiwilliges 
bürgerschaftliches Engagement–  
 

Das Internationale Jahr der Freiwilligen in Deutschland 2001 ist erfolgreich 
abgeschlossen und hat eine Vielfalt von Aktivitäten bei Bund, Ländern und 
Gemeinden gezeigt und erzeugt. Durch die Arbeit von Koordinierungsstellen auf den 
verschiedenen Ebenen und der Enquetekommission des Bundestages zur Zukunft 
des Bürgerschaftlichen Engagements wurde der Stellenwert Bürgerschaftlichen 
Engagements in Deutschland eindeutig gestärkt. Tausende von Freiwilligen im 
ganzen Land haben sich für das IJF eingesetzt und ein beeindruckendes Bild der 
Engagementbereitschaft der Bürger und Bürgerinnen gezeigt. 

Soll jedoch eine Kampagne wie das IJF mehr sein und bleiben als ein 
gesellschaftspolitisches Strohfeuer, so muss man – neben einer Auswertung aller 
Aktivitäten – über Perspektiven der Nachhaltigkeit nachdenken. Dies war der 
Gegenstand einer Zukunftswerkstatt, die mit ca. 100 Akteuren des IJF am 4.6.2001 
im Bundespresseamt in Berlin stattfand. Vorausgegangen war eine Analyse der 
Aktivitäten des IJF und der bisherigen Auswertungen, aus der – in Absprache mit den 
Auftraggebern – neun Themen zur Sicherung der Nachhaltigkeit Bürgerschaftlichen 
Engagements zur Bearbeitung ausgewählt wurden (siehe Anhang). Die Form der 
Zukunftswerkstatt war ein Versuch partizipativer Planung, mit der - jenseits 
traditioneller Gremien - gemeinsam mit möglichst vielen Akteuren des IJF 
Perspektiven der Nachhaltigkeit entwickelt werden solten. Diese Dokumentation gibt 
die Ergebnisse der Zukunftswerkstatt wieder. 

Betrachtet man die Ergebnisse der Arbeitsgruppen, so finden sich eine Menge 
detaillierter Visionen und konkreter Ideen zur Nachhaltigkeit in den verschiedenen 
Themenfeldern. Dabei lassen sich folgende Querschnittsthemen ausmachen, die die 
Akteure des IJF bewegen und die Perspektiven der Nachhaltigkeit für 
Bürgerschaftliches Engagement in Deutschland prägen sollten: 

 

Bürgerschaftliches Engagement lernen 
Die Ideen gehen von der Stärkung der Rolle von BE in den klassischen 
Bildungseinrichtungen (Schule/Hochschule) über spezifische Formen der 
Weiterbildung für Engagierte und Professionelle, bis hin zu neuen Formen des 
Erfahrungsaustausches und des gegenseitigen Lernens (z.B. zwischen Engagierten 
und Professionellen, MigrantInnen und Deutschen, Unternehmen und Engagierten). 

Eine Kultur der Anerkennung entwickeln 
Trotz aller Erfolge des IJF zog sich die Frage einer stärkeren gesellschaftspolitischen 
Anerkennung (durch Politik, Medien, Verbände, professionelle Fachkräfte, 
Verwaltung, Wirtschaft) durch alle Arbeitsgruppen. Vor allem neue Formen der 
Anerkennung sollen den gesellschaftspolitischen Stellenwert von bürgerschaftlichem 
Engagement in Deutschland stärken. 

Strukturen für Bürgerschaftliches Engagement gestalten 
Neben der Entwicklung einer Infrastruktur für bürgerschaftliches Engagement 
beschäftigte die AGs die Frage, in welcher Form Kooperationsstrukturen zwischen 
den Feldern und Akteuren geschaffen werden können (z.B. lokale Bündnisse, 
Verwaltung und Bürger, Wirtschaft und Soziales). 
 



Partizipative Zukunftsplanung – ein Versuch 

Eine Zukunftswerkstatt ist eine der möglichen Formen einer partizipativen 
Zukunftsplanung, um nachhaltiges Bürgerschaftliches Engagement zu sichern. Als 
einmalige Veranstaltung – zudem noch in dem durch die Planung der 
Auswertungstagung eingeschränkten Rahmen - wird sie jedoch nur ein Schlaglicht 
auf weitere Entwicklungsmöglichkeiten werfen können und im Sinne der 
Nachhaltigkeit nur wenig bewirken. Sinnvoll wäre es hier, partizipative Methoden (wie 
Zukunftswerkstätten oder –konferenzen, Szenarien, Open Space, Bürgergutachten 
etc.) kontinuierlich und auch regional/lokal einzusetzen. 

Partizipative Planung, die auch etwas bewirken soll, lebt außerdem von transparenter 
Information, klarer Aufgabenstellung und Offenheit hinsichtlich der Ergebnisse. Dies 
war bei dieser Zukunftswerkstatt nur teilweise vorhanden: als TeilnehmerInnen wurde 
zwar ein großer Kreis der Akteure des IJF eingeladen, diese waren jedoch über die 
Pläne zur Gründung eines bundesweiten Netzwerks Bürgerschaftliches Engagement 
nur unzureichend informiert. Gleichzeitig sollten aber die Teilnehmer der 
Zukunftswerkstatt Empfehlungen zur Nachhaltigkeit für die Arbeit des Netzwerks 
formulieren. Die Tatsache, dass ein Gründungskreis des Netzwerks die 
Zukunftswerkstatt zu Beginn verließ, um in geschlossener Runde zu tagen, hat bei 
den TeilnehmerInnen verständlicherweise den Verdacht genährt, dass an den 
Ergebnissen einer partizipativen Planung nur marginales Interesse besteht. So hat 
die Zukunftswerkstatt m.E. auch gezeigt, dass die Kultur einer partizipativen Planung 
in Deutschland noch in den Kinderschuhen steckt: zwar gibt es vor allem auf lokaler 
Ebene vielversprechende „Modelle guter Praxis“; um daraus aber mehr 
Beteiligungsmöglichkeiten im Sinne einer Kultur der Zivilgesellschaft (wenn sie denn 
gewollt ist) zu entwickeln, sind noch viele kleine und große Schritte und auch mehr 
Mut notwendig. 

 

Dennoch sind die Ergebnisse der Zukunftswerkstatt erstaunlich substantiell und 
geben wichtige Hinweise für die nachhaltige Sicherung und Weiterentwicklung 
Bürgerschaftlichen Engagements in Deutschland. Die Arbeit der verschiedenen 
Gremien des IJF und der Bundestagsenquete zur Zukunft des Bürgerschaftlichen 
Engagements und die vielfältigen Aktivitäten im Rahmen des IJF werden dadurch 
teilweise bestätigt, aber auch in wichtigen Punkten ergänzt und weiterentwickelt.  

Die in dieser Dokumentation dargelegten Ergebnisse zeigen, welches planerische 
Potential bei den Akteuren des IJF steckt – aber auch, welche potentiellen Konflikte 
hier noch zu erwarten sind. Ergebnisse einer ca. vierstündigen Arbeit in 
Arbeitsgruppen und Plena können natürlich noch nicht differenziert und ausformuliert 
sein. Und natürlich waren die Arbeitsgruppen – je nach Zusammensetzung, Größe 
oder Konfliktlinien, unterschiedlich produktiv. Die Ergebnisse der Zukunftswerkstatt 
liefern Ideen und geben Anregungen, die nun auf verschiedenen Ebenen 
aufgegriffen und weiterentwickelt werden müssen. Es ist zu hoffen, dass sie auch 
über das Netzwerk für Bürgerschaftliches Engagement hinaus auf lokaler und 
regionaler Ebene hilfreich sein können. 

 

 

Wolfgang Stark 
Universität Essen 



AG 1 

Was Hänschen nicht lernt... 
 

 

Überlegungen, wie Bürgerschaftliches Engagement bereits für Kinder und 
Jugendliche/junge Erwachsene zu einem alltäglichen Teil ihres Lebens werden kann, 
sind eine wichtige Investition in die Zukunft unserer Zivilgesellschaft. Wie ist 
Bürgerschaftliches Engagement bei Kindern und Jugendlichen zu fördern? 

Wie wird Bürgerschaftliches Engagement bereits im frühen Lebensalter – bei Kindern 
und Jugendlichen - zu einem selbstverständlichen Bestandteil gesellschaftlichen 
Handelns?  

Die Arbeitsgruppe beschäftigte sich zunächst mit einer Problemanalyse, um dann 
Vorschläge zur Nachhaltigkeit bürgerschaftlichen Engagements zu erarbeiten: 

 

 

Problemanalyse 
Die Bereitschaft der jüngeren Mitbürger, sich für Belange des Gemeinwesens zu 
engagieren, ist hoch – dies zeigen Ergebnisse aktueller Umfragen und 
Einschätzungen von Jugendverbänden aus allen gesellschaftlichen Bereichen. Doch 
trotz des hohen Potentials für die Nachhaltigkeit von BE in unserer Gesellschaft, wird 
BE bei Kindern und Jugendlichen gesellschaftlich zur Zeit noch zu wenig beachtet.  

Hier sind Anstrengungen von Seiten der Politik (auf der Bundes- und  Landesebene 
wie im kommunalen Bereich) und eine stärkere Beachtung in den Medien 
erforderlich. Insbesondere im Lebensraum Gemeinde finden Jugendverbände im 
Vergleich zu den großen Verbänden nur wenig Gehör bei Politik und Verwaltung. Im 
Lebensraum Schule führen fehlende Gemeinschaftserfahrungen für Schüler dazu, 
dass Schulen weitgehend nur „Lern-Orte“ sind, die kaum Chancen zur Entwicklung 
und Entfaltung von BE bei den Schülern ermöglichen. 

 

 

Vorschläge zur Nachhaltigkeit 
In den Schulen und bei den Jugendverbänden sollte erreicht werden, dass 
selbstbestimmte Gelegenheiten zum bürgerschaftlichen Engagement realisiert 
werden können, bei denen Lehrer, Eltern und Erwachsene nicht alles reglementiert 
vorgeben und Engagement behindern. 

Notwendige Schritte hierzu sind eine systematische Öffentlichkeitsarbeit zur 
gesellschaftlichen Bewusstmachung der Chancen und Möglichkeiten, die 
Bürgerschaftliches Engagement von jungen Menschen bietet. Ziel der 
Öffentlichkeitsmaßnahmen sollte die Werbung für bessere und autonome 
Entfaltungschancen der Jugendlichen sein, damit Jugendliche und Jugendverbände 
und deren Ideen und Projekte für mehr bürgerschaftliches Engagement bei Politik 
und Verwaltung ernster genommen werden. 



 

Konkret wurden folgende Vorschläge als hilfreich erachtet: 

1. Politik und Schule: Eine Kampagne der Kultusminister für Schulen, Lehrer 
und Eltern sollte die Möglichkeiten für bürgerschaftliches Engagement in den 
Schulen erweitern. Bürgerschaftliches Engagement könnte – wie etwa in den 
angelsächsischen Ländern – integraler Bestandteil des Schulunterrichts im 
Rahmen von Projektwochen werden.  

2. Multiplikatoren: Freiwillig engagierte Jugendliche, die z.B. ein Freiwilliges 
Soziales Jahr gemacht oder sich anderweitig engagiert haben, sollten als 
Multiplikatoren an Schulen gehen und dort in Absprache mit den Lehrern 
Unterrichtseinheiten gestalten können. 

3. Anerkennung: Bürgerschaftliches Engagement braucht Anerkennung – 
Bürgerschaftliches Engagement von Jugendlichen braucht Formen der 
Anerkennung, die auf die jeweiligen Zielgruppen zugeschnitten sind. 
Innovative Formen für jugendspezifische Anerkennung sollten gemeinsam mit 
Kindern und Jugendlichen (siehe 4) gefunden werden. 

4. Beratung: In jeder Kommune sollten Beratergruppen – bestehend aus 
Kindern und Jugendlichen - gebildet werden, die Gelegenheiten für 
bürgerschaftliches Engagement für verschiedene Altersgruppen initiieren und 
dabei durch die Kommune unterstützt werden. Dies kann ggf. eng mit 
Aktivitäten in den Schulen verknüpft werden. 

5. Stellung beziehen: Jugendverbände sollten Stellung nehmen können zum 
Bericht der Enquete-Kommission und zu regionalen/kommunalen Berichten 
und Planungen zur Förderung bürgerschaftlichen Engagements. Die 
Stellungnahmen sollten veröffentlicht werden. 

 

 



AG 2 

Qualifizierte Freiwillige? 
 

 

Ein zentrales Motiv für freiwilliges bürgerschaftliches Engagement ist die Chance, 
vorhandene Fähigkeiten auszubauen, neue Fähigkeiten zu entdecken und weiter zu 
entwickeln. Freiwillige und bürgerschaftlich Engagierte wollen lernen und müssen 
sich weiterqualifizieren können. Vielfältige Formen der Qualifizierung von Freiwilligen 
durch Verbände oder Institutionen wurden bereits im Rahmen des IJF entwickelt und 
gesammelt (als Beispiel: www.ehrenamt.de). Dennoch kann von einer 
systematischen Kompetenzförderung für bürgerschaftlich Engagierte in Deutschland 
noch nicht gesprochen werden. 

 

 

Welche Qualifizierung benötigen Engagierte? 
Bürgerschaftlich Engagierte Menschen brauchen weniger eine Qualifizierung, die sie 
- ähnlich einer Berufsausbildung - erst zu Freiweilligenarbeit befähigen. Viel eher sind 
die Möglichkeiten zur kontinuierlichen Kompetenzentwicklung freiwillig Engagierter 
systematisch zu entwickeln: 

�  auf der Ebene von notwendigem Fachwissen für bestimmte Tätigkeitsbereiche 

�  bei den sozialen Kompetenzen (Kommunikation, Projekte planen, Konflikte 
bearbeiten). 

Als Schlüsselkompetenzen für die Nachhaltigkeit Bürgerschaftlichen Engagements 
werden  

�  die Fähigkeit und Möglichkeit zur Reflexion der eigenen Arbeit, und  

�  die Fähigkeit, eigene und fremde Begeisterung zu erkennen, zu schaffen und 
zu erhalten 

angesehen. Qualifizierung und Kompetenzentwicklung im Feld der Freiwilligenarbeit 
bedeutet daher eine Balance zwischen Führen und Wachsen lassen. 

 

 

Vorschläge zur Nachhaltigkeit 
Kompetenzentwicklung für bürgerschaftlich Engagierte  im Sinne der Nachhaltigkeit 
sollte - in welchem Feld auch immer - vier Schritte beinhalten: 

1. Vorhandene Qualifikationen bei den Freiwilligen entdecken, würdigen, richtig 
einordnen und gezielt fördern 

2. Neue fachliche und übergreifende (Schlüssel-)Qualifikationen anregen, vermitteln 
und entwickeln. Neben fachspezifischen Angeboten sind dies vor allem die 
Verbesserung/Weiterentwicklung von Kommunikationsfähigkeit, Moderationsfähigkeit 
und Konfliktfähigkeit. 



3. Gelegenheit zur Reflexion über die eigene Arbeit, über Erfahrungen und 
Bedürfnisse, die sich aus der Freiwilligenarbeit ergeben, schaffen und 
Zusammenarbeit anbieten. 

4. Entwicklung verbands- und bereichsübergreifender Qualifizierungsangebote, die 
kundennah präsentiert (verschiedene Medien, persönliche Ansprache) und 
regional/lokal organisiert werden sollten.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Konkretisierungen 
1. Fortbildung und Qualifizierung für ehrenamtliches Engagement sollte für alle 

Freiwilligen offen sein, jedoch immer freiwillig und weitgehend kostenlos. 
Freiwillige, die im Arbeitsprozess stehen, sollten ohne Probleme für diese 
Aufgaben freigestellt werden. Sponsoring durch Kommunen, Verbände, 
Gewerkschaften oder Wirtschaft  ist daher empfehlenswert. 

2. Die Fortbildungsmöglichkeiten (vom Abendkurs und 
Erfahrungsaustausch/Intervision über Wochenendseminare bis zu 
mehrmonatigen Lehrgängen) sollten flexibel je nach biografischer 
Bedürfnislage angelegt sein, jedoch auch berufliche Weiterentwicklungen für 
die Freiwilligen (z.B. 2-jähriger Kurs in Museumskommunikation mit Zertifikat) 
ermöglichen. 

3. Um eine möglichst hohe Qualität, inhaltliche Bandbreite und die 
Kommunikation zwischen Anbietern und Interessenten zu gewährleisten, ist 
die Bildung einer regionalen "Fortbildungskonferenz Bürgerschaftliches 
Engagement" oder eines Fortbildungsnetzwerks sinnvoll. Dadurch wird auch 
eine möglichst effektive und kundennahe Information über die Angebote 
ermöglicht. Benchmarking mit anderen Regionen und Anbietern ist erwünscht. 

4. Die Kooperation mit Schulen/Fachhochschulen/Universitäten und anderen 
traditionellen Bildungsträgern dient nicht nur der Vernetzung, sondern auch 
der inhaltlichen Öffnung traditioneller Bildungseinrichtungen und der 
gegenseitige Unterstützung. 

Vorhandene 
Qualifikationen 

entdecken, 
einordnen und 

fördern 

Neue fachliche 
und soziale 

Qualifikationen 
vermitteln und 

entwickeln 

Reflexion  
über eigene 

Arbeit; 
Zusammenarbeit 

ermöglichen 

(Verbands)übergreifen
de regionale Angebote 
Fortbildungsnetzwerk 
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Medienkompetenz stärken – 
Medienpräsenz verbessern! 
 

 
Die Medien sind heute nicht mehr nur Informationsträger und Unterhaltungsindustrie, 
sind beeinflussen auch maßgeblich die Wahrnehmung und Durchsetzung 
gesellschaftlicher Strömungen. Wir leben in einer Mediengesellschaft und müssen 
daher mit den Medien arbeiten, um die Wahrnehmung bürgerschaftlichen 
Engagements in der Öffentlichkeit zu verbessern. Wenn Bürgerschaftliches 
Engagement in der Öffentlichkeit einen größeren Platz einnehmen soll, muss auch 
die Medienkompetenz der Akteure gestärkt werden. 
 

 

Bestandsaufnahme 
Im Vergleich zu anderen (vor allem den angelsächsischen) Ländern hat 
Bürgerschaftliches Engagement keine große Tradition in Deutschland. Dennoch hat 
das IJF im Jahre 2001 auch für Deutschland eine bunte Vielfalt sozialer 
Initiativgruppen an das Licht der Öffentlichkeit gebracht, die teilweise bereits Jahre 
und Jahrzehnte von den Medien mehr oder weniger unbemerkt aktiv sind. Das 
Medienecho auf das IJF hat vielfach vorhandene Initiativen Bürgerschaftlichen 
Engagements gestärkt und neue angestoßen.  

Regionale und überregionale Medien werden daher als wichtige Multiplikatoren für 
Bürgerschaftliches Engagement (BE) und Selbsthilfe eingeschätzt. Dabei ist zu 
konstatieren, dass sich bei den regionalen Zeitungen eine positive Berichtskultur zum 
Thema Bürgerschaftliches Engagement entwickelt hat. Das Echo in den 
überregionalen Blättern und TV ist dem gegenüber weit geringer. Das hat nach 
Meinung der AG zur Folge, dass die Rolle Bürgerschaftlichen Engagements in einer 
zivilen Gesellschaft über die Medien noch zu wenig im gesellschaftlichen 
Bewusstsein verankert werden konnte. 

 

 

Visionen 
Der Wunsch nach mehr Medienpräsenz und –wirksamkeit ist daher insbesondere 
hinsichtlich einer notwendigen gesellschaftspolitischen Debatte über 
Bürgerschaftliches Engagement der gemeinsame Nenner der Gruppe. 

Um ein stärkeres gesellschaftliches Bewusstsein zu schaffen sollten 

�  verstärkt allgemeine und übergreifende Diskurse zu Bürgerschaftlichem 
Engagement in der zivilen Gesellschaft vor allem in den überregionalen 
Medien angestoßen werden  

�  thematisch einzelne Organisationen und Aktionen/Projekte aus den vielfältigen 
Beispielen Bürgerschaftlichen Engagements konkret über Medien vorgestellt 



werden(z.B. Seniorenarbeit, Leihomas, Selbsthilfe bei bestimmten 
Krankheitsbildern o.ä.) 

�  personenbezogen aktive und engagierte Menschen ebenso vorgestellt werden 
wie diejenigen, die durch Projekte Bürgerschaftlichen Engagements 
unterstützt werden 

„Wir haben Menschen, die eine Geschichte haben - das muss den Medien noch 
besser ´rübergebracht werden.“ 

 

 

Vorschläge zur Nachhaltigkeit 
Konkrete Vorschläge zur Nachhaltigkeit und Stärkung der Rolle Bürgerschaftlichen 
Engagements in den Medien wurden jedoch weitgehend durch 
Grundsatzdiskussionen und Zuständigkeitsgerangel erstickt. Die diskutierten 
Umsetzungsvorschläge im Sinne von Modellen guter Praxis blieben daher oft an 
einem „Ja, aber...“ hängen. 

Dies macht noch einmal die Notwendigkeit einer öffentlichen Debatte zu 
Bürgerschaftlichem Engagement und Bürgergesellschaft deutlich, um über die 
„Konsens-Soße von BE“ (der Journalist Olaf Leif in der Podiumsdiskussion vom 
Vormittag) als Ergebnis kleinster gemeinsamer Nenner hinaus zu kommen. 

 

Modelle guter Praxis 
Medienstrategie bei NAKOS 

Multiplikationsstrategien mit Journalisten entwickeln. Dabei den Nutzen für sie 
deutlich herausstellen. 

Das heißt: Journalisten suchen 

Journalisten pflegen, d.h. gut mit Informationen versorgen und die 
„Wirkung“ von BE immer wieder thematisieren 

Regionale Bezüge berücksichtigen 

NAKOS bietet zudem im Internet ein Austauschforum an zu Erfahrungen von 
Selbsthilfegruppen mit Medien (siehe: www.nakos.de). 

 

Sponsoren als Kooperationspartner und Medienmultiplikatoren 

Die „UN-Volunteers“ haben im Vorfeld zum IJF Benetton als Sponsor und 
Kooperationspartner gewonnen. Es gab eine große Plakataktion, die von allen als 
sehr gelungen eingeschätzt wurde. 

 

Rubriken in regionalen Zeitungen 

Die Seniorenbörse in Frankfurt würdigt ihre „besonderen“ Ehrenamtlichen durch eine 
regelmäßige Rubrik in der regionalen Zeitung. 
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Anerkanntes freiwilliges Engagement 
 

Die Entwicklung neuer Formen der Anerkennungskultur für freiwilliges Engagement 
war im Rahmen des IJF und in der Enquete-Kommission des Deutschen 
Bundestages ein wichtiges Thema. In der Arbeit der kleinen, aber hochrangig 
besetzten AG zeigte sich, dass die „goldene Nadel“ als Anerkennung innerhalb 
Verbänden (insbesondere bei der Feuerwehr) nach wie vor hoch anerkannt ist. 
Jenseits der traditionellen Formen der Anerkennung wurden im Sinne der 
Nachhaltigkeit Vorschläge für eine Ausweitung der Anerkennungskultur gemacht: 

Insbesondere die Anerkennung des ehrenamtlichen Engagements außerhalb der 
Verbände und Organisationen schien den Teilnehmern wichtig. Diese öffentliche 
Anerkennung ist aus der Sicht der Teilnehmer ein entscheidender Schlüsselfaktor für 
die Nachhaltigkeit des IJF Projektes im Besonderen und die Qualität ehrenamtlichen 
Engagements im Allgemeinen. Die Teilnehmer waren sich der verschiedenen 
Interessen der Akteure (Wirtschaft, Staat, Verbände, Mitglieder) bewusst und 
suchten nach einer gemeinsamen Basis und dem gemeinsamen Nenner 
bürgerschaftlichen Engagements. Grundsätzlich bevorzugten sie eine Anreizpolitik 
vor einer Sanktionspolitik (z.B. keine Zwangsabgabe, wie es sie in einigen 
Gemeinden als Feuerwehrsteuer gibt, falls niemand aus der Familie einer Feuerwehr 
angehört). Erfolgversprechender befanden die Teilnehmer eine Unterstützung der 
tatsächlich engagierten Bürger in Form von Anerkennung und Verbesserung 
gegenüber den nicht-engagierten Bürgern und Unternehmen. 

 

Staatliche Anerkennung von Bürgerschaftlichem Engagement 
Im Sinne einer stärkeren gesellschaftlichen Akzeptanz sollten staatliche 
Institutionen steuerliche Anreize für bürgerschaftliches Engagement von 
BürgerInnen schaffen und ein Anrechnungssystem für die Rente in Form von 
Rentenpunkten entwickeln. Um Nachhaltigkeit in der Engagementbereitschaft der 
Bevölkerung zu sichern, ist eine verstärkte Werbung für ehrenamtliche Arbeit an 
Schulen und Universitäten notwendig. 

 

Anerkennung durch Public-Private-Partnership 
Kooperationsprojekte im Rahmen von Public-Private-Partnership-Programmen 
zwischen Unternehmen, Organisationen Bürgerschaftlichen Engagements und 
Verbänden können die öffentliche und gesellschaftlichen Anerkennung von 
bürgerschaftlichem Engagement nachhaltig verbessern, erfordern jedoch eine 
systematische Proejkt-Entwicklung, wenn sie mehr sein sollen als zufällige 
Zusammenarbeit auf persönlicher Ebene.  

Dabei sollten Unternehmen/Arbeitgeber die im Rahmen ehrenamtlicher Tätigkeit 
erworbenen Kompetenzen auf dem Arbeitsmarkt anerkennen. Dies können 
Praxiserfahrungen in Projekten oder die Ausbildung in Organisationen (Feuerwehr, 
THW) oder Verbänden sein. Verschiedene Studien zeigen bereits, dass eine 
Verbindung zwischen ehrenamtlichen Engagement und der Qualität beruflicher 



Leistungen besteht. Notwendig für diese Anerkennung bei Arbeitsgebern ist die 
Entwicklung von Standards für die erworbenen Qualifikationen im bürgerschaftlichen 
Engagement. 

Innerhalb der Organisationen und Verbände bleibt die Anerkennung für 
Bürgerschaftliches Engagement meist ohne monetäre Anreize (wenn man von den 
inzwischen üblichen Aufwandsentschädigungen absieht). Neben der Anerkennung 
auf dem Arbeitsmarkt bieten Organisationen und Verbände jedoch Chancen und 
Möglichkeiten für lebenslanges soziales Lernen. Dafür müssen die Strukturen an die 
Bedürfnisse und Interessen der Ehrenamtlichen angepasst und mehr Kompetenzen 
und Möglichkeiten für Ehrenamtliche geschaffen werden (z.B. projektorientiertes 
Engagement auf Zeit). 

Die Partnerschaft zwischen Unternehmen und Organisationen und Verbänden 
kann durch die Verleihung einer Plakette „Partner der Organisation xy“  dokumentiert 
und gefördert werden. 

 

Vorschläge zur Nachhaltigkeit 
Das bundesweite Netzwerk zur Förderung bürgerschaftlichen Engagements sollte 
den Grundgedanken des Public-Private-Partnership zur Verbesserung der 
öffentlichen und gesellschaftlichen Anerkennung bürgerschaftlichen Engagements 
aufgreifen und gelungene und nachhaltige Kooperationsprojekte zwischen 
Unternehmen und non-profit-Organisationen auszeichnen: 

1. Das Netzwerk schafft eine bundeseinheitliche Auszeichnung für exzellente 
Kooperation zwischen Organisationen/Verbänden und Unternehmen. Das 
Netzwerk ist dabei die entscheidende Schnittstelle zwischen Verbänden, 
Organisationen, Unternehmen und öffentlichen Institutionen. Die 
Auszeichnung dient der Förderung und der Kommunikation ehrenamtlicher 
Arbeit und bürgerschaftlichen Engagements. 

2. Die Plakette/Auszeichnung wird damit ein „Qualitätssiegel für die Förderung 
Bürgerschaftlichen Engagements“. Das angestrebte Qualitätssiegel für BE-
Förderung definiert einen einheitlichen Standard, der die verschiedenen 
Maßnahmen bundesweit vergleichbar macht.  

3. Innerhalb einer Modellregion suchen Verbände und Organisationen lokale 
Kooperationspartner und schlagen geeignete Preisträger vor. Die 
Preisvergabe erfolgt an beispielhaft gelungene Kooperationsprojekte zwischen 
Unternehmen und non-profit-Organisationen.  

4. Medienpräsenz und damit öffentliche Aufmerksamkeit ist ein entscheidender 
Erfolgsfaktor für die Kampagne. Daher ist die Bildung einer strategischen 
Allianz mit den Medien zur Vorbereitung der Kampagne zentral. Die lokale 
Arbeit wird durch Moderation von Dialogen zwischen Unternehmen und non-
profit-Organisationen unterstützt.  

5. Eine Imagekampagne für die Qualität des ehrenamtlichen Engagements hebt 
die „Win-Win“ Situation für Unternehmen und Mitarbeiter hervor. Im Rahmen 
systematischer Audits für Bürgerschaftliches Engagement in Unternehmen 
wird der Wert (-Beitrag) ehrenamtlichen Engagements für den 
Unternehmenserfolg verdeutlicht. Dabei wird insbesondere der wechselseitige 
Nutzen von Unternehmen und Mitarbeiterengagement verstärkt akzentuiert 
werden. 
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Interkulturelles Engagement 
 

MigrantInnen als integraler Bestandteil unserer Gesellschaft werden trotz ihrer 
vielfältigen ehrenamtlichen Aktivitäten noch zu selten als freiwillig Engagierte 
wahrgenommen. Dies liegt teilweise auch daran, dass bürgerschaftliches 
Engagement von MigrantInnen noch viel zu häufig als Bestandteil der jeweiligen 
kulturellen Identität gesehen wird und dass MigrantInnen im allgemeinen 
gesellschaftlichen Bewusstsein noch zu selten als Mitgestalter unseres sozialen 
Gemeinwesens anerkannt sind.  

Ideen für neue Formen bürgerschaftlichen Engagements von und mit MigrantInnen 
sind daher ein wichtiger Beitrag zur Nachhaltigkeit eines bürgerschaftlichen 
Engagements, das für alle BürgerInnen relevant ist und Nutzen bringt. 

 

 

Visionen eines interkulturellen bürgerschaftlichen Engagements 
Zentrale Vision dieser AG ist die stärkere Einbindung von MigrantInnen in die 
Strukturen unseres sozialen Gemeinwesens. Um dies zu erreichen, sind nach 
Meinung der AG vor allem verbesserte Informationen über die Möglichkeiten der 
Beteiligung von MigrantInnen an Bürgerschaftlichem Engagement in unserer 
Gesellschaft notwendig. Mit der Verbesserung der Beteiligungsmöglichkeiten sollte 
eine verstärkte Beteiligung an Entscheidungen, vor allem auf der lokalen und 
regionalen Ebene, einher gehen. Die strukturierte Beratung von Organisationen von 
MigrantInnen hinsichtlich Beteiligungs- und Mitentscheidungsmöglichkeiten wird hier 
als hilfreich angesehen. 

Voneinander lernen über die jeweiligen Formen, Möglichkeiten und Grenzen 
bürgerschaftlichen Engagements bei MigrantInnen und Deutschen kann über eine 
strukturierten Dialog zwischen MigrantInnen und Deutschen geschehen – sowohl auf 
der informellen Ebene (offene Veranstaltungen), als auch auf der Strukturebene der 
Organisationen und Verbände. Ziel ist dabei die gegenseitige Öffnung der jeweiligen 
Formen bürgerschaftlichen Engagements. 

 

 

Vorschläge zur Nachhaltigkeit 
Vorschläge zur Nachhaltigkeit sind in diesem Feld eher Vorschläge, Neugier für die 
unterschiedlichen Kulturen bürgerschaftlichen Engagements zu wecken und erste 
Berührungspunkte zu verstetigen.  

Um MigrantInnen stärker in die Möglichkeiten Bürgerschaftlichen Engagements in 
Deutschland einzubinden, wurde die Entwicklung eines BE-Servicehefts für 
MigrantInnen (lokal/regional) vorgeschlagen: 

 

 



Ein Informationsteil informiert über die Unterstützungs- und 
Beteiligungsmöglichkeiten für MigrantInnen in Kommunen und beim Arbeitsamt, über 
Beratungsstellen, Selbsthilfegruppen, Freiwilligendienste, Verein und Verbände in 
der jeweiligen Region. 

Ein Bonusteil ermöglicht interessierten MigrantInnen, sich stärker am sozialen 
Leben im Gemeinwesen zu beteiligen. Die Bonusschecks sollen neugierig machen 
und Erfahrungen vermitteln. Der Bonusteil könnte z.B. die Teilnahme an 
Sprachkursen, Erste-Hilfe-Kursen, Eltern-Kind-Gruppen, an lokalen Essenstafeln 
anbieten oder bei Bedarf Freiwilligendienste vermitteln. 

Für die Entwcklung dieses Servicehefts müssten auf lokaler/regionaler Ebene 
Wohlfahrtsverbände, Kommune, Gruppen und Vereine zusammenarbeiten. 
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Die engagierte Verwaltung 
 

Behörden und Verwaltungen von Bund, Land und Kommunen haben bei der 
Verwirklichung einer Zivilgesellschaft und bürgerschaftlichem Engagement eine 
Schlüsselstellung inne:  

�  sie stellen mit die größten Arbeitgeber (in Deutschland insgesamt, aber auch 
in vielen Regionen), können das bürgerschaftliche Engagement ihrer 
Mitarbeiter fördern und haben so Vorbildcharakter für andere Bereiche der 
Gesellschaft 

�  sie sind der Teil unserer Gesellschaft, der finanziell oder ideell maßgeblichen 
Anteil hat an der Bereitstellung der für bürgerschaftliches Engagement 
notwendigen Infrastruktur und Förderkultur. 

Gleichzeitig erfordern diese Entwicklungen ein Umdenken auch in der Verwaltung: 
Wie kann/sollte die Förderung von bürgerschaftlichem Engagement in der 
Verwaltung als neue Herausforderung gedacht und umgesetzt werden? 
 

Visionen 
Zwei Kernvisionen: 

„Die Verwaltung ist Teil der Bürger- und Zivilgesellschaft.“ 

 „Unterstützung oder Ermöglichung von bürgerschaftlichem 
Engagement ist im Leitbild der Verwaltung verankert.“ 

Darin sind folgende Wünsche und Vorstellungen enthalten: 

Die Verwirklichung der Bürger-/Zivilgesellschaft ist bundesweit als politisches Projekt 
anerkannt. Die Arbeit an der Verwaltungsreform wird um das Thema 
Bürgerschaftliches Engagement ergänzt. Damit können die BürgerInnen die 
Verwaltung stärker als bisher als Partner sehen. Eine neue Vertrauensbasis wird 
hergestellt. 

Ziel ist eine (aus Sicht der BürgerInnen  und der MitarbeiterInnen) partnerschaftliche 
Verwaltung, die Bürgerschaftliches Engagement auf beiden Seiten ermöglicht. Das 
heisst:  

�  Personelles und fachliches Know-How der Behörden wird systematisch auch 
für Bürgerschaftliches Engagement genutzt.  

�  Bürgerschaftliches Engagement der Verwaltungs- MitarbeiterInnen wird in 
Einsätzen vor Ort gefördert.  

�  Kreisfreie Städte bzw. Kommunen stellen einen Koordinator für 
bürgerschaftliches Engagement zur Verfügung.  

Die träge Verwaltung ist in bürgerschaftlichen Schwung gebracht. Bürger- / 
Zivilgesellschaft bedeutet die „...Überwindung der Gleichgültigkeit“. 

 

 



 

Vorschläge zur Nachhaltigkeit 
 

1. Koordinierung nach innen 

Bürgerschaftliches Engagement wird als Querschnittaufgabe für alle Ressorts eines 
Verwaltungsapparats verstanden (z.B. sehen in München Stadtrat und Verwaltung 
Bürgerschaftliches Engagement als Teil des Gesamtprojekts „Unternehmen 
Stadtverwaltung“). Ein Sonderressort für "Bürgerschaftliches Engagement" ist nach 
den bisherigen Erfahrungen wenig praktikabel und führt dazu, dass die meisten 
Ressorts sich als "nicht zuständig" erklären. Wichtig ist jedoch eine 
Koordinationsstelle für Bürgerschaftliches Engagement.  

Die Koordinationsstelle richtet in Zusammenarbeit mit bestehenden Freiwilligen-
Agenturen eine "Ehrenamtsbörse" ein. Workshops und "open-space"-
Veranstaltungen zur Planung von Bürgerschaftlichem Engagement in der Verwaltung 
finden regelmäßig statt. Da Mitarbeiter aus der Verwaltung häufig doppelt in das 
Thema Bürgerschaftliches Engagement eingebunden sind - durch ihre Arbeit in der 
Behörde und privat durch Vereinsaktivitäten, werden darüber hinaus 
Erfahrungsaustauschbörsen für sinnvoll gehalten. 

In regelmäßigen zeitlichen Abständen verfasst die Behörde einen Bericht über 
Bürgerschaftliches Engagement in der Verwaltung. 

  

2. Öffnung nach außen 

Gelebtes Bürgerschaftliches Engagement in der Verwaltung kann nicht innerhalb der 
Verwaltung bleiben. Die Öffnung der Verwaltung in/für die soziale Lebenswelt ist 
daher ein wichtiger Schritt:  

Flexible Raumnutzung: Sitzungsräume in der Verwaltung, die nachmittags/abends 
oft leer stehen, werden für Initiativen und Vereine genutzt und zur Verfügung gestellt.  

Day of Caring: Die Behörde veranstaltet einen einmal/Jahr einen "Ehrenamtstag" in 
Form eines Projekttages in gemeinnützigen Einrichtungen. Als wirkungsvoll wird 
auch ein Betriebsausflug in Form eines Sozialen Tages eingeschätzt.  

Seitenwechsel: MitarbeiterInnen in der Verwaltung haben einmal jährlich die 
Möglichkeit, sich für eine Woche für ein BE Projekt freistellen zu lassen - ähnlich den 
Vorbildern „Seitenwechsel“ (Hamburg, Schweiz) oder „Switch“ (München).  

Engagement von außen: Die Behörde schafft Anreize, in ihre klassischen 
Tätigkeiten Freiwillige von außen  einzubeziehen (z.B. Betreuung von KlientInnen, 
Beratung durch Betroffene) 

Flagge zeigen: Da Verwaltungsbehörden oft eine breite Zielgruppe haben, ist die 
Einrichtung einer Internetplattform zum Thema Bürgerschaftliches Engagement und 
"best practices" auf der behördlichen Homepage eine wirksame Vermittlung.  

Weniger Bürokratie: Zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
Bürgerschaftliches Engagement wird zentral die Entbürokratisierung des 
Zuschusswesens angesehen. 

 



3. Förderung von Bürgerschaftlichem Engagement durch Personalentwicklung  

Personalentwicklungskonzepte in der Verwaltung sollten das Bürgerschaftliche 
Engagement der MitarbeiterInnen positiv bewerten und integrieren. Folgende 
Möglichkeiten wurden genannt: 

Einstellungsvorteil: Bürgerschaftliches Engagement und Teamfähigkeit werden im 
Einstellungsgespräch als positiv bewertet und sind mit ausschlaggebend für die 
Entscheidung.  

Bessere Beurteilung: Bürgerschaftliches Engagement wird bei den 
Personalbeurteilungen ) und bei Beförderungen besonders berücksichtigt 
(ehrenamtlich Aktive erhalten einen z.B. einen zusätzlichen Punkt in ihren 
Beurteilungen). 

Zeit für BE: Arbeitszeitmodelle werden flexibler angepasst an Bürgerschaftliches 
Engagement. Bestimmte Lebensphasen ermöglichen mehr BE (z.B. Secondment-
Programme als Altersteilzeit). Ehrenamtlich Aktive können mit Dienstbefreiungen 
(Sonderurlaub) für ihr Engagement rechnen.  

Schulungen: Themen Bürgerschaftlichen Engagements Darüber hinaus gibt es 
kontinuierliche Qualifizierungsangebote für BE.  
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Professionelle Arbeit und freiwilliges 
Engagement Hand in Hand! 
 

 
Professionelle Arbeit und freiwilliges Engagement sind nach wie vor oft zu wenig 
miteinander verzahnt, ja sie werden oft von beiden Seiten als konkurrent erlebt. 
Wenn Bürgerschaftliches Engagement als Teil unserer Zivilgesellschaft nachhaltig 
verankert werden soIl, braucht es Ideen, wie professionelle Sozial-, Umwelt- oder 
Kulturarbeit durch Bürgerschaftliches Engagement nachhaltig und systematisch 
ergänzt werden kann 
 

 

Für eine Kultur der Anerkennung 
Im Zentrum steht für die Teilnehmer dieser AG die Weiterentwicklung einer die 
Anerkennungskultur für Bürgerschaftliches Engagement durch die professionellen 
Fachkräfte. Bürgerschaftliches Engagement ist nach Ansicht der Beteiligten immer 
noch zu wenig in den Verbänden, Organisationen und Einrichtungen integriert. 

Zentrale Visionen gehen in Richtung Gleichberechtigung von professioneller Arbeit 
und freiwilligen Engagement, so wie einer höheren  Wertschätzung und Akzeptanz 
von bürgerschaftlichem Engagement: 

·  Hauptamtliche Arbeit und ehrenamtliche Arbeit ergänzen sich 

·  Gleichwertigkeit von bezahlter und nichtbezahlter Arbeit 

·  Anerkennung von professioneller Kompetenz und Kompetenz der Betroffenen 
(besonders in der Selbsthilfe) 

·  Der richtige Mensch am richtigen Platz 

 

Vorschläge zur Nachhaltigkeit 
Aufgrund dieser vier Visionen haben die Beteiligten Vorschläge zur Umsetzung und 
Realisierung gemacht. Die konkreten Vorschläge gehen nicht auf eine Vision ein, 
sondern greifen mehrere Aspekte auf: 

 

Bildung (Ausbildung/Weiterbildung/Fortbildung) 

Die Förderung von freiwilligem Engagement soll in die Ausbildung von 
Hauptamtlichen in sozialen/kulturellen/ökologischen Feldern mit einbezogen werden. 
Volunteering soll in alle wissenschaftlichen Curricula integriert werden. In allen 
anderen Berufsausbildungen soll Ehrenamtlichkeit  gelebt, praktiziert und anerkannt 
werden. Damit kann eine breite Aufmerksamkeit und ein hohes Bewusstsein für die 
Bedeutung bürgerschaftliches Engagement in der Gesellschaft erreicht werden.  

 



Professionalisierung Bürgerschaftlichen Engagements 

Neue Möglichkeiten der Anerkennung und Zertifizierung der Kompetenz von 
Freiwilligen sollten entwickelt werden. Dies bedeutet auch die Entwicklung 
nachprüfbarer und  zertifizierbarer Qualitätskriterien für bürgerschaftliches 
Engagement. Das setzt eine Qualifizierung von Freiwilligen voraus, die auch 
gemeinsam mit Professionellen stattfinden könnte (gemeinsame 
Weiterbildungsveranstaltungen für Professionelle und Ehrenamtliche). Für die 
Qualifizierung von Freiwilligen müssen förderliche Rahmenbedingungen geschaffen 
werden (Freistellungsregelungen in Betrieben, finanzielle Unterstützung etc.) 

 

Zusammenarbeit von Professionellen und Ehrenamtlichen  

Nach Meinung der AG kommen vor allem die Verbände Ihrer Verpflichtung, 
bürgerschaftliches Engagement zu unterstützen und zu entwickeln, nicht genügend 
nach. Beratung, Qualifizierung und Organisationsentwicklung in Verbänden sollten 
daher stärker als bisher förderliche Rahmenbedingungen für freiwilliges Engagement 
schaffen (z.B. Einführung von Freiwilligenmanagement  in den Einrichtungen). 

Eine Informations- und Werbekampagne für Qualitätsstandards in der 
Freiwilligenarbeit durch die Verbände kann die Professionalisierung von 
bürgerschaftliches Engagement unterstützen. 

Die Vergabe öffentlicher Mittel und Zuschüsse könnte abhängig von der Schaffung 
förderlicher Rahmenbedingungen für bürgerschaftliches Engagement  in den 
Organisationen sein. Der Einsatz von Freiwilligenarbeit in den Organisation könnte 
dabei als „Eigenmittel“ einbezogen werden. 
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Jenseits von Nadelstreifen, Blaumann 
und Birkenstock... 
 

Corporate Citizenship – die Verantwortung von Unternehmen für das Gemeinwohl – 
ist besonders in Deutschland noch weitgehend Neuland. Zwar haben sich erste 
Ansätze und Modelle im Laufe des IJF ermutigend entwickelt, die Zahl der 
Unternehmen, die Corporate Social Responsibility (CSR) als Teil ihres Management-
Konzepts begreifen, ist jedoch vor allem auf die "global players" begrenzt. Jenseits 
von vielfach geübten Sponsoring-Maßnahmen ist das Ziel einer systematischen 
Einbindung von CSR in das gesellschaftliche und unternehmerische Bewusstsein in 
Deutschland noch weit entfernt. Wie der Dialog zwischen Unternehmen, 
Gewerkschaften und non-profit-Bereich zu einer gemeinsamen sozialen 
Verantwortung dauerhaft und kreativ befördert werden kann, war daher Gegenstand 
dieser Arbeitsgruppe. 

Da ein Teilnehmer der AG als „Corporate Social Responsibility (CSR) -Manager“ in 
einem großen Kölner Automobilwerk tätig ist, wurden die CSR-Förderstrukturen 
dieses Unternehmens zur Grundlage der weiteren Arbeit der AG gemacht:  

 

 

CSR im Unternehmen am Beispiel eines Automobilwerks 
Grundvoraussetzung für Sponsoringaktivitäten im Unternehmen ist ein starkes 
gesellschaftliches Interesse an allen vom Unternehmen unterstützten 
gemeinnützigen Projekten. Sponsoring und Unternehmerisches Bürgerschaftliches 
Engagement (UBE) muss daher sowohl der Gesellschaft, den MitarbeiterInnen (MA), 
und dem Image des Unternehmens dienlich sein. 

Jeder MA verfügt in diesem Unternehmen über ein Stundenkontingent über 16 
Stunden/Jahr für Aktivitäten im Bereich Bürgerschaftlichen Engagements. Konkrete 
Unterstützungsprojekte und Aktivitäten werden durch die MA beim Arbeitgeber 
angeregt. Erfahrungsberichte aus Projekten werden im Intranet der Firma 
veröffentlicht - die Einrichtung von Chat-Rooms sowie die Bereitstellung dieser 
Informationen im Internet ist geplant.  

Ein übergreifendes Projekt „Allianz für Köln“ gemeinsam mit anderen Kölner Firmen 
ist zur Zeit in der Bearbeitung.  

 

Probleme und Herausforderungen für die zukünftige CSR-Arbeit 
in Unternehmen  

1. Häufig besteht (wie im obigen Beispiel) einerseits die klare Absicht des 
Unternehmens, soziale Projekte zu unterstützen, andererseits aber das 
Problem, wie das Unternehmen auf soziale Einrichtungen zugehen und wie 
die Professionalität eines Austausches (Stichwort „Seitenwechsel“) gesichert 
werden kann.  



Die Einrichtung einer Agentur, die Projekte aus dem sozialen Bereich 
„vermittelt“, wäre hilfreich. Wunschvorstellung: Unternehmen verfügen über 
eine neutrale und kostenlose Anlaufstelle, die den Ablauf und den Einsatz von 
freigestellten MA koordiniert und dabei die Qualität des Austausches 
gewährleistet. Die Arbeitszeit, die von dem Unternehmen bezahlt wird, soll 
unversteuert bleiben. 

2. Ein Zusammenschluss von Unternehmen zum Zwecke des Austausches über 
CSR-Unternehmenspolitik und CSR-Maßnahmen wurde als sinnvoll 
angesehen (best practice). Netzwerke dieser Art existieren zwar vor allem in 
den angelsächsichen Ländern, kleine und mittlere Unternehmen in 
Deutschland benötigen jedoch nicht nur globale, sondern vor allem regionale 
Netzwerke. Auf der regionalen Ebene könnte auch der Austausch von 
Unternehmen und karitativen Einrichtungen stattfinden - diese Form der 
strukturübergreifenden Netzwerkbildung ist noch kaum entwickelt.  

3. Der Imagegewinn für große Unternehmen durch CSR-Projekte wird lediglich 
als sekundär betrachtet. Vielmehr geht es den Unternehmen um eine 
Attraktivitätssteigerung nach innen. Dabei wird die Steigerung von sozialen 
Kompetenzen der MA durch die Teilnahme an CSR-Projekten als ein zu 
erwartender positiver Effekt gesehen. Um den Nutzen für Unternehmen (und 
soziale Einrichtungen) deutlich zu machen und das Konzept CSR zu 
verbreitern, werden zukünftig aussagekräftige Evaluationsinstrumente 
benötigt.  

4. Das Engagement bzw. der Erfolg von CSR-Projekten ist nach wie vor stark an 
Personen (engagierte Unternehmer oder MitarbeiterInnen) und zu wenig 
systematisch entwickelt. Viele kleinere CSR-Projekte bleiben zudem "im 
Verborgenen", da Unternehmen häufig bei Bekanntgabe ihres Engagements 
eine Flut von "Bettelbriefen" befürchten. Ebenso befürchten manche einen 
möglichen Missbrauch von BE durch karitative bzw. soziale Einrichtungen – so 
könnten Leistungen von Firmen im Rahmen von BE zur Verfügung gestellt 
werden, die ansonsten im Rahmen eines normalen Auftrages hätten 
abgewickelt werden können (z.B. der Bau eines Spielplatzes durch eine 
Baufirma). 

5. Diese Vorbehalte zeigen die Notwendigkeit einer systematischeren Förderung 
von Unternehmerischem Bürgerschaftlichen Engagement durch verschiedene 
Akteure. Die Unternehmerverbände sollten sich nach Meinung der AG stärker 
(über ihre Rolle als Lobbyisten hinaus) engagieren und die CSR-Politik vor 
allem von kleinen und mittleren Unternehmen unterstützen. Auf der regionalen 
Ebene habe die IHKs ein wichtiges Unterstützungspotential. 
Auch den Gewerkschaften wurde bei der Förderung von CSR im 
Unternehmen ein wichtiges Potential zugesprochen. Hier sieht die AG 
Handlungsbedarf, da der Standpunkt der Gewerkschaften zu 
Bürgerschaftlichem Engagement und CSR ist noch sehr unklar ist. 

 

 



Visionen zur Förderung von  
Unternehmerischen Bürgerschaftlichen Engagement  
So sollte Unternehmerisches Bürgerschaftliches Engagement/Corporate Social 
Responsibilty in Zukunft aussehen: 

·  Soziales Engagement von Unternehmen ist in Deutschland selbstverständlich. 
Die Unternehmen leisten dazu inhaltliche, personelle oder finanzielle Beiträge. 
Unternehmen kooperieren verstärkt mit den Gruppen und Projekten 
bürgerschaftlichen Engagements (kleine Vereine, Bürgerstiftungen usw.) und 
etablieren Corporate Volunteering im Unternehmen 

·  Da das wachsende Verbraucherbewusstsein/Konsumentenverhalten ein wichtiger 
Einflussfaktor auf Unternehmen ist, kann dies dabei indirekt zu verstärkten für 
CSR-Aktivitäten führen. Der Einbezug von CSR in Unternehmensbewertungen 
und weitere Medienkampagnen sind hier notwendig. 

·  Die Unternehmerverbände investieren in eine Infrastruktur für Corporate Social 
Responsibility. Gewerkschaften fördern Bürgerschaftliches Engagement von/in 
Unternehmen z.B. durch die Aushandlung von Betriebsvereinbarungen. 

·  Unternehmerverbände, Unternehmen und Kommunen investieren auf lokaler 
Ebene in Vermittlungsagenturen für die Tätigkeitsfelder bürgerschaftlichen 
Engagements. Wohlfahrtsverbände als intermediäre Akteure zwischen 
Unternehmen und Engagementfeldern etablieren "volunteering" in sozialen 
Einrichtungen. 

·  Die Politik macht jenseits von Parteienzugehörigkeit deutlich, dass Corporate 
Volunteering nicht zu zusätzlichen Steuerbelastungen, sondern zu 
Steuerentlastung führt.  

 

 

 

Vorschläge zur Nachhaltigkeit 

 
1. Verbraucherbewusstsein/Konsumverhalten unter CSR-
Gesichtspunkten verbessern 
Immer mehr Verbraucher  richten ihr Konsumverhalten nicht nur nach Qualität oder 
Preis, sondern auch danach, ob der Hersteller/Dienstleister für soziale 
verantwortliche Produktions- und Arbeitsbedingungen sorgt oder sich als "corporate 
citizen" auch für seinen Standort sozial verantwortlich fühlt. Diese Informationen sind 
für die Verbraucher jedoch nur selten verfügbar. Um das Verbraucherbewusstsein 
hinsichtlich CSR zu stärke, ist daher die Einführung eines „CSR-Rankings“ sinnvoll. 
Dieses Ranking könnte z.B. von der Stiftung Warentest durchgeführt und in einer 
entsprechenden Sonderausgabe der Zeitschrift „TEST“ (oder anderen 
Wochen/Monatsmagazinen) veröffentlicht werden.  

 



2. Jede Kommune hat eine/einen Beauftragte(n) für „Unternehmerisches 
Bürgerschaftliches Engagement“ 
Ein kommunaler Beauftragter für den Bereich UBE sollte an die Abteilung „Arbeit und 
Wirtschaft“ der Kommunalverwaltung angebunden sein, da hier bereits 
entsprechende Kontakte zu Unternehmen bestehen. Bestellt wird er/sie von der 
Kommune und der IHK/Arbeitgeberverbänden. Auftrag ist die Initiierung von CSR-
Projekten in der Kommune/Region, die Beratung von Unternehmen hinsichtlich 
möglicher Kontakte mit Initiativen und Einrichtungen aus dem sozialen, 
soziokulturellen oder ökologischen Feld. Die Kooperation mit intermediären 
Instanzen, Gewerkschaften und Verbänden ist hier sinnvoll. In diesem 
Zusammenhang könnte auch eine Standortberatung für Unternehmen durchgeführt 
werden, die sich in einer Kommune neu ansiedeln wollen (Bürgerschaftliches 
Engagement als Standortfaktor): „Wo können sich Mitarbeiter ehrenamtlich 
engagieren?“  

 

3. Unternehmensverbände investieren in eine Infrastruktur für Corporate 
Citizenship 
Um eine entsprechende Infrastruktur für Unternehmerisches BE zu schaffen, müssen 
zwei Vorraussetzungen von den Unternehmen anerkannt und gefördert werden: 

·  Die Förderung der sozialen Verantwortung von Unternehmen als 
selbstverständlicher Beitrag für die Gesellschaft 

·  Die positiven Effekte von CSR auf die Unternehmensperformance 
(Verbesserung der Mitarbeitermotivation) und auf die ökonomischen 
Kenzahlen (Kosten-Nutzen-Relation) 

Die Infrastruktur zu Förderung Unternehmerischen Bürgerschaftlichen Engagements 
sollte daher  

1. die Philosophie von CSR vermitteln,  

2. Unternehmen bei der Einführung von CSR beraten,  

3. Instrumente zur Evaluation und Qualitätssicherung von CSR-Maßnahmen 
verfügbar machen, und  

4. Beispiele guter Praxis noch mehr als bisher herausstellen und kommunizieren 
(Vorbildfunktion einiger Unternehmen).  



AG 9 

Bürgerschaftliches Engagement als 
Standortfaktor? 
 

Sozialbilanzen und Bilanzen für Bürgerschaftliches Engagement (BE-Bilanzen) 
werden nicht nur für Organisationen immer wichtiger, sondern gewinnen auch als 
regionaler und kommunaler Standortfaktor an Bedeutung. Dieser Gedanke hat sich 
trotz der vielfältigen Aktivitäten im IJF auf lokaler/regionaler Ebene bisher zwar in 
Leitbildern und Programmen durchgesetzt, ist aber noch zu wenig in Strukturen 
umgesetzt worden. 

Ideen und Vorschläge, wie bürgerschaftliches Engagement für die Attraktivität von 
Regionen und Kommunen genutzt werden kann, sollten daher in dieser 
Arbeitsgruppe entwickelt werden. Die sehr geringe Besetzung der AG könnte darin 
begründet sein, dass BE auf der Ebene konkreter Maßnahmen leichter greifbar ist als 
auf der Ebene strukturpolitischer Maßnahmen. 
 
 

Visionen 
 
Bürgerschaftliches Engagement sollte Bestandteil jeder lokalen sozialen Infrastruktur 
sein. Die Förderung von BE ist nicht eine Frage von Appellen durch Kommunen und 
Verbänden, sondern wird durch eine lokale/regionale Allianz von allen 
Interessensgruppen (Bürgern, Vereinen, Verbänden, Behörden, Politik, Unternehmen 
und Gewerkschaften) erreicht. Bürgerschaftliches Engagement gehört zum guten 
Ton jeder Region/Kommune in Deutschland und wird durch entsprechende regionale 
Strukturmassnahmen unterstützt. Kommunen und Gebiteskörperschaften kommt 
dabei eine koordinierende Funktion zu. Mit den Strukturmassnahmen sollen auch 
bürgerschaftliches Engagement in verschiedenen Feldern (kommunale 
Massnahmen, Freiwilligenagenturen innerhalb und ausserhalb der Verbände, 
unternehmerisches bürgerschaftliches Engagement, Selbsthilfegruppen, Agenda 21) 
gebündelt und transparent gemacht werden. 

 

Vorschläge zur Nachhaltigkeit 
1. Gründung regionaler Bündnisse für Bürgerschaftliches Engagement mit allen 

Interessensgruppen zur Koordinierung und Kommunikation der regionalen 
Aktivitäten 

2. Entwicklung einer Internetplattform, durch die alle Massnahmen und Aktivitäten 
bürgerschaftlichen Engagements in einer Region dargestellt werden und für die 
verschiedenen Akteure und Interessenten abrufbar sind. Die Internatplattform 
beinhaltet (unterstützt durch Printmedien) Möglichkeiten des Engagements für 
verschiedene Zielgruppen, Qualifizierungsmöglichkeiten, Fördermassnahmen von 
Verwaltung, Unternehmen und Verbänden, "best-practice"-Beispiele, ein 
Verzeichnis der Ansprechpartner und spezielle Programme wie "Seitenwechsel" 
o.ä.. 



3. Untersuchungen/Studien zur Auswirkung von bürgerschaftlichem Engagement 
auf die Attraktivität der Region - BE als Standortfaktor. 

4. Entwicklung eines regionalen BE-Index, der die Aktivitäten und Wirkungen von 
bürgerschaftlichem Engagement in verschiedenen Regionen vergleichbar macht. 
Aufbau von "Benchmarking-Zirkeln" und Wettbewerben. 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anhang 
 

Arbeitsblätter zur Zukunftswerkstatt 



Herzlich Willkommen 

zur 

Zukunftswerkstatt 

„ Perspektiven Bürgerschaftlichen Engagements“  
 
 
Die Kampagnen zum IJF 2001 sind abgeschlossen. Nun geht es darum, das Erreichte zu 
sichern und weiter zu entwickeln. 
 
Die Zukunftswerkstatt „Perspektiven für bürgerschaftliches Engagement“ hat zum Ziel, 
gemeinsam mit Ihnen, den Akteuren des IJF, inhaltliche Perspektiven zu entwickeln. 
Perspektiven, die gewährleisten dass die Kampagnen und Impulse des IJF eine nachhaltige 
Wirkung für Bürgerschaftliches Engagement und Ehrenamt haben.  
 
Aufgrund der knappen Zeit (14 – 18.30 Uhr) werden wir uns auf einen Teil einer gesamten 
Zukunftswerkstatt konzentrieren, nämlich auf die Utopie- oder Visionsphase. Das bedeutet, 
dass wir in dieser Zeit besonders an den Wünschen und Zukunftsvorstellungen der 
TeilnehmerInnen ansetzen.  
 
Die Zukunftswerkstatt lebt vom Wechsel zwischen Plenum, Einzelarbeit und Gruppenarbeit 
und Ihrer aktiven Teilnahme. Zu Beginn stehen Ihre persönlichen Erfahrungen und 
Einschätzungen zum IJF im Mittelpunkt.  
Die Arbeit an den „Perspektiven der Nachhaltigkeit“ erfolgt in Kleingruppen mit maximal 12 
TN. Um möglichst schnell in diesen Prozess einsteigen zu können, haben wir Sie bereits 
einer Kleingruppe zugeordnet und vorab Fragestellungen zur Nachhaltigkeit entwickelt. 
Diese Fragestellungen bilden die Grundlage für die Arbeitsgruppen dieser Zukunftswerkstatt 
(siehe Seite 3). 
 
Die Ergebnisse der Gruppenarbeit werden auf Metaplanwänden gesichert, durch 
ProtokollantInnen in Stichworten verschriftlicht und noch am Abend in einer Sitzung der 
ProtokollantInnen mit den ModeratorInnen zusammengefasst. Die daraus erstellte 
Dokumentation steht dann als Grundlage und Anregung für Perspektiven der Nachhaltigkeit 
Bürgerschaftlichen Engagements den TeilnehmerInnen der Zukunftswerkstatt und anderen 
InteressentInnen zur Verfügung. 
 
 
 
Moderation der Zukunftswerkstatt: 
Wolfgang Stark (Labor für Organisationsentwicklung, Universität Essen) 
Cornelia Hönigschmid (Coaching und Trainings, München) 

 
Protokolle und Support: 
Saskia Baeckmann, Oliver Bluszcz, Kurt C. Reinhardt und Jörg Miller  
(Labor für Organisationsentwicklung, Universität Essen) 
 
 
Kabarettistische Einlagen: 
Winfried Zimmermann (Theatergruppe Brüllwürfel, Stuttgart) 



Zukunftswerkstatt „ Perspektiven der Bürgerschaftlichen Engagements“  

Fragestellungen zur Nachhaltigkeit –  

Themen für die Arbeitsgruppen 
 

Was Hänschen nicht lernt... 
Kann Bürgerschaftliches Engagement bereits früh gelernt werden, um zu einem selbstverständlichen 
Bestandteil gesellschaftlichen Handelns zu werden? Überlegungen, wie Bürgerschaftliches 
Engagement für Kinder und Jugendliche/junge Erwachsene zum selbstverständlichen Thema werden 
kann, sind eine wichtige Investition in die Zukunft unserer Zivilgesellschaft. 
 
Der qualifizierte Freiwillige? 
Viele Freiwillige und bürgerschaftlich Engagierte wollen lernen und müssen sich weiterqualifizieren 
können. Welche Qualifizierung brauchen Engagierte? 
Wie und in welchen Formen soll das in Zukunft geschehen? 
 
Medienkompetenz stärken – Medienpräsenz verbessern! 
Wir leben in einer Mediengesellschaft und müssen daher mit den Medien arbeiten, um die 
Wahrnehmung bürgerschaftlichen Engagements in der Öffentlichkeit zu verbessern. Wie kann 
Bürgerschaftliches Engagement in der Öffentlichkeit einen größeren Platz einnehmen? Wie kann die 
Medienkompetenz der Akteure gestärkt werden 
 
Anerkanntes Freiwilliges Engagement 
Die „goldene Anstecknadel“ und die lobende Erwähnung im „Blättchen“ erreicht nicht mehr die neue 
Generation von Engagierten. Neue Formen der Anerkennungskultur für Bürgerschaftliches 
Engagement sind zu entwickeln: Was hat sich hier bewährt? In welcher Weise sollte die 
Anerkennungskultur weiter entwickelt werden? 
 
Interkulturelles Engagement 
MigrantInnen als integraler Bestandteil unserer Gesellschaft werden trotz ihrer vielfältigen 
ehrenamtlichen Aktivitäten noch zu selten als freiwillig Engagierte wahrgenommen. Ideen für neue 
Formen bürgerschaftlichen Engagements von und mit MigrantInnen sind daher ein wichtiger Beitrag 
zur Nachhaltigkeit bürgerschaftlichen Engagements. 
 
Bürgerschaftliches Engagement als Standortfaktor? 
Sozialbilanzen und BE-Bilanzen werden nicht nur für Organisationen immer wichtiger, sondern 
gewinnen auch als regionaler und kommunaler Standortfaktor an Bedeutung. Ideen und Vorschläge, 
wie bürgerschaftliches Engagement für die Attraktivität von Regionen und Kommunen genutzt werden 
kann, sollen in dieser Arbeitsgruppe entwickelt werden. 
 
Die engagierte Verwaltung  
Verwaltungen und Behörden von Bund, Land und Kommunen stellen mit die grössten Arbeitgeber in 
Deutschland und haben gleichzeitig Vorbildcharakter für die Gesellschaft. Wie kann/sollte die 
Förderung von bürgerschaftlichem Engagement in der Verwaltung als neue Herausforderung gedacht 
und umgesetzt werden? 
 
Professionelle Arbeit und freiwilliges Engagement Hand in Hand! 
Professionelle Arbeit und freiwilliges Engagement stellen für den Sozialstaat bereits heute eine 
wichtige Ergänzung dar. Dennoch sind sie oft zu wenig miteinander verzahnt. In dieser AG geht es 
Ideen, wie professionelle Sozial-, Umwelt- oder Kulturarbeit durch Bürgerschaftliches Engagement 
nachhaltig und systematisch ergänzt werden kann 
 
Jenseits von Nadelstreifen, Blaumann und Birkenstock... 
Corporate Citizenship – die Verantwortung von Unternehmen für das Gemeinwohl – hat sich im Laufe 
des IJF zwar ermutigend entwickelt, steht in Deutschland jedoch noch am Anfang. Wie der Dialog 
zwischen Unternehmen, Gewerkschaften und non-profit-Bereich zu einer gemeinsamen sozialen 
Verantwortung dauerhaft und kreativ befördert werden kann, ist Gegenstand dieser Arbeitsgruppe. 
 



Beispiel für ein Arbeitsblatt für die Gruppen 
 
Arbeitsgruppe 1: 
 
Thema: 
 
Was Hänschen nicht lernt... 
Kann Bürgerschaftliches Engagement bereits früh gelernt werden, um zu einem 
selbstverständlichen Bestandteil gesellschaftlichen Handelns zu werden? 
Überlegungen, wie Bürgerschaftliches Engagement für Kinder und Jugendliche/junge 
Erwachsene zum selbstverständlichen Thema werden kann, sind eine wichtige 
Investition in die Zukunft unserer Zivilgesellschaft. 
 
 
 

Phase 1: Visionen, Wünsche, Träume 
 
Wo könnten wir hinkommen, wenn wir mutig wären? 
 
Arbeitsauftrag:  
 
Bitte entwickeln Sie in der Arbeitsgruppe Ideen und konkrete Visionen zu der oben 
beschriebenen Fragestellung.  
Wie könnte damit bürgerschaftliches Engagement nachhaltig gesichert und entwickelt 
werden? 
Achten Sie bitte darauf, dass Ihre Ideen die Kooperation verschiedener Akteure ermöglichen. 
 
Bitte schreiben Sie Ihre Ideen und Visionen gut leserlich mit Hilfe der bereitgestellten 
Materialien (Karten, dicke Filzstifte) an die Pinwände. 
 
 

Herzlichen Dank und viel Spass! 
 
 
 

Phase 2: Visionen und Ideen konkretisieren 
 
Wo kämen wir hin, wenn wir losgingen? 
 
Arbeitsauftrag:  
 
Bitte entwickeln Sie Vorschläge zur Umsetzung Ihrer Ideen und Visionen aus Phase 1. Sie 
können dabei einzelne, Ihnen besonders wichtig erscheinende Visionen herausgreifen, oder 
aber auch das Ganze im Auge behalten.  
Denken Sie bitte auch bei den Umsetzungsvorschlägen daran, Kooperationsmöglichkeiten 
zwischen verschiedenen Akteuren zu berücksichtigen. 
 
Bitte schreiben Sie wiederum Ihre Umsetzungsvorschläge gut leserlich mit Hilfe der 
bereitgestellten Materialien (Karten, dicke Filzstifte) an die Pinwände. 
 
 

Herzlichen Dank für Ihre Mitarbeit! 
 



 
Zukunftswerkstätten – 

eine Methode zur Förderung sozialer Erfindungen 
 
Zukunftswerkstätten sind eine von Robert Jungk erarbeitete Methode zur Entwicklung und 
Entdeckung sozialer Phantasie, die in vielen Zusammenhängen (NGOs, Politik, Wirtschaft) 
und Variationen als Planungs- und Strategiemethode eingesetzt werden. Zeitbedarf: 
normalerweise 2 Tage, wobei auch kürzere Formen denkbar sind, die dann den 
Schwerpunkt auf eine der drei Phasen legen. 

In ihrer Grundstruktur orientieren sie sich an den folgenden drei Phasen, die je nach Thema 
durch inhaltliche Inputs und kreative Werkzeuge ergänzt werden: 
 
1. Wahrnehmungsphase 

„Was würde passieren, wenn es so weiterginge“  
Die Wahrnehmungsphase (oder auch Kritikphase) dient zur Ermittlung und Analyse des 
status quo und gibt den Teilnehmer die Möglichkeit, aus ihrer individuellen Sicht Kritik 
hinsichtlich der bestehenden Situation zu üben. Im Wechsel von Einzel- und 
Gruppenarbeit und im Plenum werden die Sichtweisen der Teilnehmer diskutiert und zu 
einer gemeinsamen Analyse zusammengetragen.  
Die Umformulierung der kritischen Punkte in positive Ziele stellt den (methodisch 
wichtigen) Übergang von der Wahrnehmungsphase in die Visions- oder Phantasiephase 
dar. 

 
2. Visionsphase 

„Wo würden wir hinkommen, wenn wir mutig wären?“ 
In dieser zentralen Phase der Zukunftswerkstatt werden auf der Basis der erarbeiteten 
Zielformulierungen die visionären Vorstellungen der Teilnehmer hinsichtlich einer 
verbesserten und wünschenswerten Zukunft zusammengetragen. In einem zweiten Schritt 
werden die Wünsche und Vorstellungen bewertet und ausgewählte Projekte detailliert 
ausgearbeitet. Wichtig ist hierbei, tatsächlich eine Vision auszuarbeiten. Sachzwänge 
bleiben zunächst außen vor.  

 
3. Realisierungsphase 

„Wo kämen wir hin, wenn wir losgingen“ 

Hier werden zunächst die ausgearbeiteten Visionen hinsichtlich ihrer Umsetzbarkeit und 
Wünschbarkeit bewertet. Die aufgrund der Bewertung ausgewählten Projekte werden nun 
einer konkreten realitätsbezogenen Projektplanung unterzogen. Am Ende der 
Zukunftswerkstatt sollten möglichst konkrete Vereinbarungen stehen, wie weitergearbeitet 
wird. 

 
Weitere Informationen über Zukunftswerkstätten, Zukunftskonferenzen und viele andere 
partizipative Methoden: 
 
 
 
 
 
 

Labor für Organisationentwicklung 
www.orglab.de 
Universität Essen 
Prof.Dr. Wolfgang Stark 
wolfgang.stark@uni-essen.de 
Tel. 0201 – 1832188/4427 

Cornelia Hönigschmid 
Coaching 
Neideckstr. 53 
81249 München 
choenigschmid@t-online.de 
Tel. 089 – 871 393 04 


